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Für den unabhängigen Energie -
experten Kaspar Müller ist klar: 
Je schneller die  AKW abgeschal-
tet werden, desto geringer wer -
den die Verluste sein.

KERNENERGIE WAR NIE RENTABEL

Schon 1984 an der Eröffnungsveran-

staltung des KKW Leibstadt (KKL) er -

wähnte ein Direktor der EGL, dass die 

Gestehungskosten mit 11 Rappen pro 

Kilowattstunde unbestritten hoch sei -

en. Beunruhigt schien er nicht, da man 

eine Mischrechnung machen könne. 

Gemeint war wohl eine Mischrechnung 

mit Wasser. Ein kritisches Hinterfragen 

hätte mehr Sinn ergeben. Denn das � -

nanzielle Desaster zeichnete sich bald 

ab. 1999 verkauften die Kraftübertra -

gungswerke Rheinfelden (KWR) ihre 

5%-Beteiligung an Leibstadt. Ein übles 

Erwachen: Ihr Aktivum entpuppte sich 

als Minuswert, sie mussten 120 Mio. 

D-Mark bezahlen, um die Beteiligung 

loszuwerden. Und 1997 rechneten die 

Investmentbanker der Credit Suisse 

First Boston vor, dass die Kernkraftwer -

ke bereits 5.3 Mrd. Franken in den Sand 

gesetzt hatten.

STOISCHE RUHE

Die Betreiber liessen sich nicht aus der 

Ruhe bringen. Die Mär vom billigen 

Atomstrom wurde noch eindringlicher 

erzählt. Unbeirrt hielten die Manager 

an ihren strategischen Grundannah -

men fest: Es wird eine Stromlücke ge -

ben, die Strompreise werden steigen. 

Und erneuerbare Energien wie Wind 

und Solar wurden gar verhöhnt. Es ist 

anders gekommen: Energieschwemme, 

Strompreise im Keller und Wind und 

Sonne boomen. Wer über Jahrzehnte 

mit seinen strategischen Kernannah -

men derart falsch liegt, der schlittert, 

früher oder später, in eine �nanzielle 

Schie�age.

DAS KANN NICHT GUT GEHEN

Heute betragen die ausgewiesenen 

Gestehungskosten des KKL nur noch 

wenig mehr als die Hälfte, 5.99 Rp. pro 

kWh. Wie das möglich war, ist schwierig 

nachzuvollziehen. Es gibt ernsthafte 

Indizien, dass die Gestehungskosten 

betriebswirtschaftlich zwischen 10 bis 

15 Rp. pro kWh liegen. Das entspricht 

auch den Strompreisgarantien für das 

neue KKW Hinkley Point C in England 

von ungefähr 15 Rp. pro kWh, welche 

für mindestens 35 Jahre vom britischen 

Staat zugesichert sind. Am freien Markt 

kann man heute und noch für einige 

Jahre den Strom zu rund 3 Rp. pro kWh 

verkaufen. Das kann nicht gut gehen.

DROHEN HILFT WENIG

Heute geben sogar die Betreiber zu, 

dass sie mit Verlust produzieren und 

eine Besserung kaum absehbar ist. Und 

trotzdem, sie drohen schon heute mit 

saftigen Schadenersatzforderungen 

für entgangene Gewinne, sollte die Eid -

genössische Volksinitiative «Für den 

geordneten Ausstieg aus der Atomen -

ergie» angenommen werden. Wie ent -

gangene Gewinne zu begründen wären, 

bleibt schleierhaft. Im Gegenteil: Je 

schneller sie abschalten, desto geringer 

die Verluste.

STILLLEGUNGS� UND ENTSORGUNGS�

KOSTEN

Beznau ging 1969 ans Netz, die ersten 

Zahlungen in den Stilllegungsfonds 

erfolgten aber erst 1985, in den Entsor -

gungsfonds sogar erst im Jahre 2001, 

also 32 Jahre später. Das ist nicht seriös 

und missachtet das zentrale Vorsichts -

prinzip.

KERNENERGIE WAR NIE RENTABEL 

UND WIRD ES AUCH NIE SEIN

Ob man sich bei Mühleberg solche Über-

legungen gemacht hat und deshalb 

abschaltet? Warum nur klammern sich 

andere Betreiber an ihre Verluste? Mit 

Wirtschaftlichkeit hat das nichts zu 

tun.

Kaspar Müller, unabhängiger Finanz -

marktexperte

FINANZIELLE SCHIEFLAGE:
ABSCHALTEN SPART GELD
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RISIKEN UND NEBENWIRKUNGEN ÜBERSTEIGEN DEN NUTZEN

ATOMKONZERNE: TOTGEGLAUBTE LEBEN LÄNGER

Jeder einzelne Schritt der Kernenergie -

nutzung – vom Uranabbau über den 

Normalbetrieb bis zur Endlagerung – ist 

mit Risiken und Nebenwirkungen für 

die Natur, die Umwelt und den Men -

schen verbunden:

�.  URANABBAU: Beim Uranabbau wer -

den die ArbeiterInnen einer erhöhten 

Strahlenbelastung ausgesetzt und 

der entstehende Staub verseucht das 

Grundwasser und die Umwelt. Was 

nach dem Abbau zurückbleibt ist ra -

dioaktiver Atommüll.

�.  NORMALBETRIEB: Auch im Normal -

betrieb eines AKW werden laufend 

geringe Mengen radioaktiver Stoffe 

an die Umwelt abgegeben. AKW-Mit -

arbeiterInnen sind daher erhöhten 

Krebsrisiken ausgesetzt und Kinder, 

die in der Umgebung von AKWs auf -

wachsen, erkranken häu�ger an Leu -

kämie.

�.  ENDLAGERUNG: Die Endlagerung 

stellt uns vor zahlreiche Probleme: 

wie soll der radioaktive Atommüll 

über viele Tausend Jahre sicher ge-

lagert werden, ohne den Boden und 

das Grundwasser zu kontaminieren? 

Lösungen gibt es bisher keine. Zwei -

fellos werden zukünftige Generatio -

nen die gesundheitlichen Folgen tra -

gen müssen.

4.  UNFÄLLE: Gerne möchten wir die 

Folgen eines grossen Unfalls aus-

blenden. Aber nach den Unfällen von 

Tschernobyl und Fukushima ist eine 

verstrahlte Heimat für Millionen von 

Menschen die bittere Wahrheit.

In Fachzeitschriften werden laufend 

Studien publiziert, die die vielfältigen 

gesundheitlichen und psychischen 

Folgen der Tschernobyl-Katastrophe 

dokumentieren. Für die Lokalbevölke -

Könnten die AKW-Konzerne  
sich nicht auf den Steuerzahler  
verlassen, wären sie längst  
bankrott. Stattdessen leben  
wir immer gefährlicher.

Jahre und Jahrzehnte behaupteten die 

AKW-Betreiber, dass Atomstrom unver -

zichtbar sei, weil eine Stromlücke dro -

he und weil die erneuerbaren Energien 

allerhöchstens einen kleinen Bruchteil 

des benötigten Stroms produzieren 

könnten. Beide Behauptungen sind 

heute wiederlegt. In Deutschland wird 

ein AKW nach dem andern abgestellt 

und gleichzeitig erleben wir in Europa 

eine Stromschwemme. Die Preise an 

den Strombörsen sind ins Bodenlose 

gefallen. Wer sein Geschäftsmodell auf 

derart falschen Prognosen aufbaut, 

muss früher oder später scheitern. Die 

Atomkonzerne schreiben rote Zahlen. 

Jährlich müssen Hunderte von Millio -

nen an Fehlinvestitionen abgeschrie -

ben werden. Die Atomkonzerne kämp -

fen gegen den drohenden Konkurs, 

wenn sie ihren Strom nicht zu überteu -

erten Preisen direkt bei im Monopol 

gebundenen Endkunden absetzen kön -

nen. Absehbar ist sogar, dass die AKW-

rung zeigt sich nach der Tschernobyl-

Katastrophe ein gehäuftes Auftreten 

von Krebsfällen, Herzkreislauf- und 

Lungenerkrankungen, Missbildungen, 

Tot- und Fehlgeburten, psychischen 

Problemen und vielen weiteren Folgeer -

krankungen. Die Radioaktivität hat da -

mals nicht vor den Landesgrenzen halt 

gemacht: Die verhältnismässig geringe 

zusätzliche Strahlenbelastung durch 

die Tschernobyl-katastrophe hat auch 

in Deutschland und der Schweiz zu ei -

nem Anstieg der Krebsfälle geführt.

In der Geschichte der Kernenergie gibt 

es zahlreiche Unfälle, Tschernobyl und 

Fukushima sind uns dabei am ehes-

ten präsent. Es sind aber bei weitem 

nicht die einzigen. Wo gearbeitet wird, 

passieren Unfälle. Zwar lernt man aus 

Unfällen und kann damit das Risiko 

zukünftiger gleichgearteter Unfälle 

minimieren. Aber Unfälle wird es immer 

geben. Nebst menschlichem Versagen 

sind auch Naturkatastrophen und ge -

zielte Terrorangriffe nie ausgeschlos -

sen. Schweizer AKW sind hier genauso 

gefährdet wie AKW im Ausland.

AM SCHLUSS BLEIBT NUR DIE 

EVAKUATION

Im Falle einer Atomkatastrophe kommt 

es für die Bevölkerung im Umkreis des 

Atomreaktors zu akuten und langfris -

tigen, körperlichen aber auch psychi -

schen Strahlenfolgen. Die Einnahme 

von Jodtabletten – wie sie im Umkreis 

von 50 Kilometern auch um die schwei -

zerischen AKW vorsorglich abgegeben 

werden – können zwar die Schilddrüse 

vor der Aufnahme von radioaktivem Jod 

schützen. Sie schützen aber nicht ge -

nerell vor Strahlung. Evakuierungspro -

gramme (sofern vorhanden) bieten den 

betroffenen Anwohnern die Möglich -

Betreiber vom Bund Subventionen für 

ihren unrentablen Strom verlangen 

werden. Ohne Staatshilfe wäre die Nu -

klearindustrie längst am Ende. 

DIE ZUKUNFT IST ERNEUERBAR, 

SICHER UND BILLIG

Demgegenüber decken die erneuer-

baren Energien mittlerweile in Euro -

pa (EU-28) bereits einen Viertel des 

Strombedarfs. In Deutschland, das 

kaum Wasserstrom hat, waren es 2015 

bereits mehr als 30 Prozent. Wind- und 

Solarstrom haben die Atomenergie ab -

gehängt. Während AKW in den 90er 

Jahren noch 17 Prozent des weltweiten 

Strombedarfs deckten, ist dieser Anteil 

mittlerweile auf 10 Prozent gesunken. 

In Europa nimmt die Zahl der sich im 

Betrieb be�ndlichen AKW laufend ab. 

1988 waren es noch 177 Reaktoren, mitt-

lerweile ist die Zahl auf 128 gesunken. 

In den USA wurde seit 1996 kein ein-

ziges Atomkraftwerk mehr in Betrieb 

genommen. Fast nur in China, Russland 

und Indien, also in autoritären Staaten 

und mit Hilfe von enormen Staatssub -

ventionen gehen neue Atomkraftwer -

ke in Betrieb. Investitionen in erneu -

erbare Energien sind demgegenüber 

keit, in weniger verstrahlte Gebiete um -

zusiedeln. Die psychischen und �nan -

ziellen Folgen sind allerdings erheblich. 

Das vertraute Heim muss verlassen und

sämtliche persönliche Gegenstän -

de müssen vor Ort belassen werden, 

was faktisch einer Enteignung gleich 

kommt. Eine Umsiedelung in einem 

kleinen Land wie der Schweiz ist zudem 

schwierig.

Am Beispiel Tschernobyl oder Fukushi -

ma zeigt sich die ungeheure Dimensi -

on und die weitreichende Konsequenz 

eines Unfalls. Unfälle wie Tschernobyl 

oder Fukushima sind auch in Zukunft 

zu befürchten - sie betreffen viele Mil -

lionen Menschen auch in einer Entfer -

nung von Tausenden von Kilometern 

über mehrere Generationen. Die Atom -

energie ist für den Menschen eine um 

mehrere Grössenordnungen zu gewal -

tige, zu konzentrierte und zu riskante 

Energieform.

Die Risiken und Nebenwirkungen der 

Kernenergie übersteigen deutlich den 

Nutzen. Gute, risikoarme Alternativen 

sind vorhanden. Sie sind zudem güns -

tiger als das de�zitäre Kernenergiege -

schäft. Die logische Konsequenz ist ein 

Ausstieg aus der Atomenergie.

Als MedizinerInnen, die sich um die Ge -

sundheit der Schweizer Bevölkerung 

Sorgen machen, engagieren wir uns da-

her im Rahmen des nationalen und regi -

onalen Komitees für ein „Ja zum geord -

neten Atomausstieg“. Als ÄrzteInnen 

sind wir verp�ichtet, die Bevölkerung 

vor gesundheitlichen Risiken zu war -

nen. Unsere Motivation ist einzig und 

allein der Bevölkerungsschutz.

Dr. Bettina Wölnerhanssen, Ärztekomi -

tee für den geordneten Atomausstieg. 

Chirurgin und Forscherin, PSR/IPPNW 

Schweiz

zum rentablen Geschäft geworden. 

Die Versorgung aus Grosskraftwerken 

macht zunehmend einer dezentralen 

Stromerzeugung Platz. Investitionen in 

Wind- und Solarstrom sind heute selbst 

ohne Einspeisevergütungen rentabel, 

obwohl das Solarzeitalter eben erst be -

gonnen hat. Speichertechnologien und 

der Ersatz von fossilen Energien aus 

im Über�uss vorhandenem Wind- und 

Solarstrom werden sich durchsetzen. 

Die Schweiz hinkt dieser Entwicklung 

leider hintennach und die Energiewen -

de ist in den Eidgenössischen Räten zu 

einer Version „light“ verkommen.

ATOMKRAFTWERKE, IMMER ÄLTER 

UND GEFÄHRLICHER

Die Perspektiven sind also rosig, aber 

die Gefährlichkeit der alten Atommeiler 

nimmt zu. Seilbahnen müssen alle 30 

Jahre ihre Konzession erneuern und den 

Nachweis erbringen, dass sie weiterhin 

sicher betrieben werden können. Wer 

würde schon in ein Flugzeug steigen, 

das älter als 30 Jahre ist. Aber ausge-

rechnet AKW haben in der Schweiz eine 

zeitlich unbeschränkte Betriebsgeneh -

migung. Angeblich werden die beste -

henden Atommeiler laufend erneuert 

und die Betreiber rühmen sich, dass 

diese topmodern seien. Die kritischen 

Teile, insbesondere der Reaktor selbst, 

können aber nicht erneuert werden. 

Schlimm ist, dass die Aufsichtsbehörde 

ENSI sich auf die Aussagen der Betrei-

ber abstützt und diese nicht genügend 

kritisch hinterfragt. Am 27. November 

kann mit einem Ja zum geordneten 

Atomausstieg diesem Spuk ein Ende be -

reitet werden.

Jürg Stöcklin, Präsident Trinationaler 

Atomschutzbund
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Wäre die Atomenergie ein Medikament, sie wäre schon lange verbo -
ten. Die Risiken und Nebenwirkungen übersteigen den Nutzen bei 
weitem und es gibt Alternativen, die erst noch viel günstiger sind.
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Junge Grüne Nordwest

Mit einer Scheindiskussion 
über ein Abtreibungsverbot 
machte die rechtskonservative 
Regierung Stimmung für 
ihre Sache.

Mit der Organisation des seit 1984 

regelmässig statt�ndenden «Weltju -

gendtages», der sich in erster Linie auf 

die katholische Jugend bezieht, wurde 

Krakau dieses Jahr zu einem absoluten 

Touristenmagnet. Dies ist wohl haupt -

sächlich auf den damit verbundenen 

Papstbesuch zurückzuführen. Junge 

Menschen aus der ganzen Welt und un -

zählige PolInnen fanden durch dieses 

Ereignis in die ehemalige Königsstadt. 

Für ein paar Tage war Krakau wieder das 

politische und mediale Zentrum Polens. 

Eine ideale Plattform für allerlei politi -

sche Aktivitäten also, ganz besonders 

für die Gegner und Befürworter eines 

Abtreibungsverbots, welches vor ein 

paar Wochen in der grossen Kammer 

Polens (Sejm) diskutiert wurde.

Abtreibung ist in Polen im Prinzip 

schon seit 1993 verboten. Eine Schwan-

gerschaft abzubrechen ist nur in den 

drei folgenden Fällen erlaubt: wenn 

die Schwangerschaft Resultat eines 

Straftatbestandes ist, wenn die Mutter 

stark gefährdet ist oder wenn präna -

tale Untersuchungen Hinweis auf eine 

unheilbare Behinderung oder schwere 

Krankheit des Fötus geben.

NEBELPETARDE FÜR DIE 

EIGENEN WÄHLERINNEN

Der neue Gesetzesentwurf ging dabei 

noch weiter, er verlangte, dass nur noch 

in Fällen der Gefährdung der Mutter 

eine legale Abtreibung möglich sei. Ärz -

ten die dennoch eine Abtreibung durch -

führten, sollte eine Haftstrafe von bis 

zu fünf Jahren drohen.

Dass der Gesetzesentwurf angenom -

men werden sollte, damit rechnete 

eigentlich fast niemand – das hätte 

die bereits sehr aktive ausserparlamen -

tarische Opposition nur weiter aufge -

wühlt. Aber es war augenscheinlich, 

dass die nationalistisch-populistische 

Regierungspartei und auch einige an -

dere Sejm-Abgeordnete Gefallen am 

neuen Gesetzesentwurf fanden. Ein 

Entwurf für die Verschärfung eines Ge -

setzes, für welches Polen bereits mehr -

mals vom Europäischen Gerichtshof für 

Menschenrechte gerügt wurde.

Die Regierung interessierte sich dabei 

aber wohl mehr für ihre erzkonservati -

ve Wählerschaft, welche federführend 

bei diesem Abtreibungsverbot gewesen 

war, als für das Gesetz selbst und trau -

ert nun dem Scheitern des Entwurfes 

nicht wirklich nach - weshalb ihr auch 

politisches Kalkül vorgeworfen wird.

BEKANNTES SCHWEIZER MUSTER

Nun, so viel zur Situation in Polen, aber 

was hat das mit uns zu tun? Erstens ist 

es natürlich nicht schwierig, gewisse 

Parallelen zur Schweiz zu ziehen. Das 

Problem, dass politische Parteien sich 

immer mehr dem Populismus verschrei -

ben und mitunter menschenrechts -

verletzende Gesetzesentwürfe unter -

stützen, �ndet sich nicht nur in Polen. 

Beispiele aus der jüngsten Vergangen -

heit gibt es „en masse“. Die Schweiz ist 

nicht der Musterknabe, den sie vorgibt 

zu sein. Natürlich sind unsere Lebens-

realitäten ganz anders, doch Polen  

zeigt uns, woran wir uns kein Beispiel 

nehmen sollten.

Andererseits schläft die polnische Op -

position nicht und scheut sich auch 

nicht vor grossen Aktionen oder davor, 

mal etwas Neues zu versuchen. Auch 

wenn die Hürden noch so gross schei-

nen. In diesem Sinne kann Polen auch 

ein Vorbild sein, uns dazu anspornen, 

etwas mutiger zu werden.

Reja Wyss, Vorstand jgb
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Die Grünen Baselland haben an ihrer  

Mitgliederversamlung mit grosser Mehr-  

heit die Unterstützung des Referen-

dums gegen den Landratsbeschluss be- 

schlossen und somit gegen die Festle-

gung neuer Deponiestandorte im Kan -

tonalen Richtplan (KRIP) gestimmt. Für 

die Anwesenden ist der Schutz und Er -

halt der betroffenen Quellen in Blauen 

und Zwingen klar höher zu gewichten als 

zwei grosse Deponiestandorte.

Die beiden Standorte liegen im Einzugs -

gebiet von zwei regional bedeutsamen 

Quellen, in welchen nach der Gewässer-

schutzverordnung keine Deponien ein -

gerichtet werden dürfen. Um diese Depo -

nien schliesslich zu legalisieren, müsste 

die Nutzung mindestens von einer der 

beiden Quellen eingestellt werden.

Dieses Vorgehen widerspricht klar dem 

Konzept räumliche Entwicklung BL 

KORE, welches den Schutz solcher Ge-

biete vorsieht. Zudem besagt die Was -

serstrategie BL von 2012, dass bei einer 

Interessensabwägung die Erhaltung der 

Ressource Wasser immer stärker zu ge-

wichten ist als andere Bedürfnisse.

Die Grünen Baselland kritisieren, dass 

der Regierungsrat mögliche Alternativen 

nicht geprüft hat. So hat beispielsweise 

St. Louis ein zu füllendes Kiesgruben -

gelände (Postulat von Klaus Kirchmayr: 

«Sieben auf einen Streich»). Auch an 

Bahnhöfen könnte das Aushubmaterial 

zwischengelagert werden. Dieses könn -

te anschliessend an benötigten Stel -

len wiederverwendet werden. Vor dem 

Hintergrund der globalen Erwärmung 

sowie Hochwasser und Trockenheit in 

der jüngsten Vergangenheit ist das Vor -

haben des Kantons, wertvolle Trinkwas -

serquellen zuzuschütten, absolut unver -

ständlich.

Lotti Stokar, Landrätin Oberwil

Angelo Bolzern, Grüne Region Laufen

DEUTLICHES NEIN DER GRÜNEN BASELLAND 
ZUR FESTLEGUNG DER DEPONIESTANDORTE 

JA ZUR ENERGIEABGABE, 
JA ZUM NEUEN 
ENERGIEGESETZ

ZWEIMAL NEIN ZUR RHEINSTRASSE

Alles begann vor zehn Jahren. Sarah 

Martin und Philipp Schoch schnürten 

in der Umwelt- und Energiekommission 

des Landrats das Energiepaket, welches 

sich zu einer richtigen Erfolgsgeschich -

te entwickelte. Investitionen von gegen 

200 Millionen in energetische Gebäu -

desanierungen wurden ausgelöst. Drei 

Jahre später folgte unsere Weg-vom-

Öl-Initiative, deren Gegenvorschlag 

schliesslich vom Volk angenommen 

wurde. Parallel dazu machte sich der 

Landrat auf grüne Initiative hin an die 

Revision des veralteten, wenig grif� -

gen Energiegesetzes. Als Resultat liegt 

dem Volk ein neues Energiegesetz samt 

nachhaltiger Finanzierung vor. Dabei 

konnten viele grüne Anliegen und und 

viel grüne Politik eingebaut werden. Am 

27. November stimmen wir über dieses 

Resultat von zehn Jahren grüner Ener -

giepolitik ab. Die Mitgliederversamm -

lung fasst klar die Ja-Parole.

Klaus Kirchmayr, Landrat

Die formulierte Gesetzesinitiative «zur 

Verkehrs-Kapazitätssicherung der Rhein -

strasse zwischen Pratteln und Liestal» 

will den Rückbau der Rheinstrasse ver -

hindern. Sie verlangt eine dreispurige 

Strasse mit je einer Normalspur pro Rich -

tung und einem mittigen Mehrzweck -

streifen sowie Verkehrsleitsystemen 

dazu. Auch mit dem Gegenvorschlag der 

Regierung soll die Rheinstrasse als leis -

tungsfähige Umfahrung der A22 dienen. 

Der Rückbau der Rheinstrasse gehört 

aber zum an der Urne beschlossenen Ge-

samtprojekt der A22. Er war als Umwelt -

au�age zwingender Projektbestandteil. 

Der Nicht-Rückbau ist ein Verstoss so -

wohl gegen Treu und Glauben wie auch 

gegen das Umweltschutzgesetz sprich 

gegen geltendes Recht.

Anna Ott, Vizepräsidentin Grüne BL
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NEUES ENERGIEGESETZ BRINGT MEHR  
ERNEUERBARE ENERGIE

In den letzten Monaten beschäftigte sich die Umwelt-, Verkehrs- und Energiekom -

mission (UVEK) mit der Revision des aktuellen Energiegesetztes aus dem Jahr 1998. 

Auslöser war unter anderem die Einreichung der Initiative „Basel erneuerbar“ sowie 

20 energiepolitische Vorstösse, einige auch aus unserer Fraktion.

Im Fokus des vorliegenden Entwurfs stehen die Umstellung auf erneuerbare Wär -

meerzeugung bis 2050, die Anpassung an nationale Fördergefässe und Standards 

im Energiebereich sowie an den internationalen Fortschritt im Klimaschutz und 

der Energietechnik. Der Strom in Basel-Stadt bleibt weiterhin 100 Prozent erneu -

erbar, die Fernwärme zu 80 Prozent. Konkret sieht das Gesetz Beiträge aus kanto -

nalen und nationalen Abgaben vor, um die circa 3‘000 Öl- und 10‘000 Gasheizungen 

in unserem Kanton mit erneuerbaren Heizsystemen kostenneutral zu ersetzten. 

Weiter beinhaltet das Gesetz verschiedene Anpassungen in den Modalitäten der 

Förderinstrumenten und Präzisierungen zur Energiepolitik im Allgemeinen: Die 

strengen Vorgaben für Neubauten, die Vorbildfunktion des Kantons in seinem Im -

mobilienportfolio sowie Bestrebungen im Energiesparen und der Energieplanung 

bleiben oder werden grif�ger.

Aus grüner Sicht ist der vorliegende Gesetzesentwurf ein grosser Schritt in die richti -

ge Richtung, auch wenn einige Abschwächungen im Vergleich zu „Basel erneuerbar“ 

hingenommen werden müssen. Sie bewirken jedoch, dass die angestrebten Verän -

derungen weitgehend kostenneutral sowohl für Betroffene, etwa Hauseigentümer 

oder Mieterinnen, wie auch für die kantonalen Förderstellen umgesetzt werden 

können und das mittels Anreizen statt Verboten. Der letztgenannte Punkt müsste 

den vorgeschlagenen Weg auch für Personen und Verbände ausserhalb des „ökolo -

gischen Kuchens“ gangbar machen. Schade für uns Grüne ist, dass die Lenkungs-

abgabe auf Energie nicht aktualisiert wurde. Mehr als nur ein Schönheitsfehler ist 

die komplette Ausklammerung der Mobilität, eine der grössten Verschleuderungen 

fossiler Energie überhaupt. Und ehrlicherweise müssten in diesem Zusammenhang 

auch Überlegungen zu grauer Energie oder zur Ernährung gemacht

Raphael Fuhrer, Grossrat Grüne

Immer mehr Kantone ermöglichen den autoarmen Siedlungsbau. Neue Gesetze 

ersetzen starre Parkplatzp�ichten mit modernen Mobilitätskonzepten. Dadurch 

sind pionierhafte Siedlungen wie «Kalkbreite», «HunzikerAreal», «Oberfeld», 

«Burgunder» und viele weitere entstanden, ähnliche Projekte sind in Planung. Die 

Motion der Grünen Landrätin Lotti Stokar zwingt auch den Kanton Baselland, sich 

mit dieser Entwicklung zu befassen. Die Regierung ist leider sehr zurückhaltend. 

Es wird den Druck der Bevölkerung brauchen, damit am Ende ein zukunftsfähiges, 

neues Gesetz entsteht.

Die Grünen bleiben dran: in hartnäckiger Kommissionsarbeit, unserer Stimme im 

Parlament und der Unterstützung aus der Bevölkerung.

Pascal Benninger, Vizepräsident Grüne BL, Sissach

Unter der Leitung von Petra Huth und Lukas Ott haben über 30 Mitglieder und 

Sympathisierende aus allen Ortssektionen diskutiert, wie wir neue Mitglieder 

gewinnen, wie wir diese aktiv einbinden und welche personellen Ressourcen wir 

bei Wahlen benötigen. Im zweiten Teil fokussierte die Gruppe auf die inhaltlichen 

Schwerpunkte: wie verstärken wir die nationalen Themen im Kanton und welche 

Themen brennen uns unter den Nägeln?

Die Resultate nimmt die Geschäftsleitung zurück und wird damit weiterarbeiten. 

Herzlichen Dank für die spannenden Diskussionen, das aktive Mitmachen und die 

Verköstigung durch die Grünen Reinach / Aesch / Pfef�ngen.

Nathalie Martin, Geschäftsführerin Grüne BL

Vergangenen Monat haben die 
Bürgerlichen mit zwei Vorstössen 
erfolglos die steuerliche Entlas -
tung von Familien gefordert: Der 
Kinderabzug sowie der Abzug für 
Kinderbetreuungskosten sollten 
erhöht werden. Beide Vorstösse 
wurden glücklicherweise nicht über -
wiesen. Denn durch eine �nanzielle 
Entlastung der Familien durch Steu -
ergeschenke pro�tieren bedürftige 
Familien nicht. Gerechter wäre es  
dagegen, Leistungen wie Kinder- und 
Ausbildungszulagen auszubauen. 
Zudem wollen die Bürgerlichen nicht 
wahrhaben, dass Familienförderung 
nicht allein über �nanzielle Aspekte 
erfolgen kann. Wichtig ist ein auf die 
Bedürfnisse der Familien ausgerich -
teten Fremdbetreuungsangebot. 
Hier hinkt Basel-Stadt gerade bei 
der Betreuung von Schulkindern 
während den Ferien hinterher. Auch 
ist entscheidend, dass Väter von 
Anfang an eine Beziehung zu ihren 
Kindern aufbauen können. Hoffent -
lich bringt die Initiative für einen Va -
terschaftsurlaub diesbezüglich eine 
Verbesserung. Und schliesslich muss 
die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf möglich sein. Immerhin hat 
hier der Grosse Rat zwei Vorstösse 
vom uns zur Förderung von Jobsha-
ring und Teilzeitpensen überwiesen. 

Nora Bertschi, Grossrätin Grüne 
Basel-Stadt

FAMILIENPOLITIK IM 
GROSSEN RAT

Auch wenn die von Wirtschaftsver -
bänden verbreitete Angst, etwas 
Mutiges zu tun, noch stärker war: 
schon am Tag nach der Abstimmung 
bestätigten es sogar GegnerInnen –  
die Zukunft gehört der grünen Wirt -
schaft!
Das soll uns Mut machen. Wir 
dürfen nicht locker lassen und 
sind schon wieder mittendrin: Im 
November stimmen wir über unse -
re Initiative zum Ausstieg aus der 
Kernkraft ab, und diese Abstim -
mung werden wir gewinnen, wenn 
alle mitmachen.
Es gibt keine grüne Wirtschaft ohne 
nachhaltige Energieversorgung, 
daran führt kein Weg vorbei - die 
Zukunft gehört den erneuerbaren 
Energien!
Mit der Energiestrategie 2050 wur -
den die Weichen zunächst einmal 
richtig gestellt. Bloss eines fehlt 
noch: der Beschluss zum überfälli -
gen Ausstieg aus der Kernkraft. Die 
Kernkraft bringt uns keine Versor -
gungssicherheit, was paradoxerwei -
se just die Betreiber demonstrieren. 
Im Gegenteil, die Abfallprobleme 
und Sicherheitsrisiken werden stän -
dig nur noch grösser. Darum soll es 
im November heissen: Schluss mit 
Atomstrom! 

Isaac Reber, Regierungsrat  
Grüne BL, Sissach

GRÜNE WIRTSCHAFT �  
OHNE ATOMSTROM!

MOBILITÄTSKONZEPTE STATT  
UNNÖTIGER PARKPLÄTZE!

SPANNENDE DISKUSSIONEN: 
RETRAITE GRÜNE BL


